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A. Vor dem Vertragsschluss 

1. Das Vorstellungsgespräch 

Wird der Arbeitnehmer zu dem Vorstel-
lungsgespräch vom Arbeitgeber eingela-
den, kann der Arbeitnehmer regelmäßig Er-
satz für die hierfür aufgewendeten Kosten 
ersetzt verlangen. Dies gilt jedoch nicht, 
wenn der Arbeitgeber die Kostenüber-
nahme zuvor eindeutig verweigert hat. Dies 
ist aber unüblich, da hierauf im Einladungs-
schreiben hingewiesen werden müsste. 

Weder die Stellenanzeige noch die Ableh-
nung des Bewerbers dürfen gegen das All-
gemeine Gleichbehandlungsgesetz ver-
stoßen. Dieses Gesetz schützt vor Benach-
teiligungen aus Gründen der Rasse oder 
wegen der ethnischen Herkunft, des Ge-

schlechts, der Religion oder Weltanschau-
ung, einer Behinderung, des Alters oder der 
sexuellen Identität. Solche Ansprüche kön-
nen aber nur innerhalb einer Frist von 2 
Monaten geltend gemacht werden. Liegen 
Indizien für eine Benachteiligung vor, ob-
liegt dem Arbeitgeber die Beweislast dafür, 
dass keine Benachteiligung vorlag. Dies 
stellt eine echte Erleichterung für benach-
teiligte Bewerber dar. 

2. Der Arbeitsvertrag 

Arbeitsverträge sollten immer schriftlich 
abgeschlossen werden. Dies ist jedoch 
nicht zwingend vorgeschrieben und ein Ar-
beitsvertrag hat daher auch Gültigkeit, 
wenn er mündlich geschlossen wurde. 
Aus Beweisgründen sollte aber jeder Ar-
beitsvertrag schriftlich abgeschlossen wer-
den. Gleichgültig ob es sich um einen Mi-
nijob, einen Vollzeit- oder einen Teilzeitar-
beitsvertrag handelt. Auch der Minijob ist 
ein ganz normaler Arbeitsvertrag mit ent-
sprechendem Kündigungsschutz! 

Im Arbeitsvertrag sollten mindestens Ar-
beitszeit, Arbeitsentgelt und Arbeitstä-
tigkeit geregelt werden. Es macht auch 
Sinn, Regelungen zu den Urlaubstagen 
und dem Arbeitsort zu treffen. Der Arbeit-
geber hat spätestens einen Monat nach 
dem vereinbarten Beginn des Arbeitsver-
hältnisses die wesentlichen Vertragsbedin-
gungen schriftlich niederzulegen, die 
Niederschrift zu unterzeichnen und dem 
Arbeitnehmer auszuhändigen. Dies 
schreibt das Nachweisgesetz vor. 

a) Arbeitsentgelt 

Im Arbeitsvertrag kann ein monatliches, 
wöchentliches (etc.) Arbeitsentgelt verein-
bart werden. Es kann aber auch ein spezi-
fischer Stundenlohn vereinbart werden.  

Aufgrund des Mindestlohngesetzes darf 
der Stundenlohn aber nicht unter 8,84 € 
(Stand April 2018) fallen. Der Arbeitnehmer 
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hat immer Anspruch auf den gesetzlichen 
Mindestlohn. Schwierigkeiten ergeben sich 
hierbei bei der Berücksichtigung von weite-
ren Entgelten wie Urlaubsgeld, Sonntags- 
oder Feiertagszuschlägen, etc. Es spricht 
vieles dafür, dass diese bei der Berech-
nung des Stundenlohns mit berücksichtigt 
werden müssen. Der Arbeitnehmer hat ei-
nen Anspruch auf einen Nachtzuschlag      
oder Freizeitausgleich. Der Nachtzu-
schlag muss regelmäßig 25 Prozent des 
normalen Lohns betragen, kann aber unter 
bestimmten Umständen auch auf 30 Pro-
zent ansteigen. Selbstverständlich darf der 
Arbeitgeber auch einen höheren Zuschlag 
zahlen. Einen gesetzlichen Anspruch auf 
Feiertags- oder Sonntagszuschläge be-
steht nicht. Es muss aber ein Ersatzruhetag 
gewährt werden. 

b) Arbeitszeit 

Die gesetzliche Höchstarbeitszeit beträgt 
8 Stunden am Tag ohne Pausen. Sie kann 
auf bis zu 10 Stunden nur verlängert wer-
den, wenn innerhalb von sechs Kalender-
monaten oder innerhalb von 24 Wochen im 
Durchschnitt acht Stunden werktäglich 
nicht überschritten werden. Mehr als 10 
Stunden (ohne Pausen gerechnet) darf ein 
Arbeitnehmer in der Regel nicht beschäf-
tigt werden. Der Samstag ist ein normaler 
Arbeitstag.  

Die Regelungen in den Arbeitsverträgen 
sind vielfältig und häufig sehr ungenau. Es 
kann eine tägliche, wöchentlichen, monatli-
che oder sogar eine jährliche Arbeitszeit in 
Stunden vereinbart werden. Beginn und 
Ende der täglichen Arbeitszeit können ver-
einbart werden, wie auch die Tage, an wel-
chen die Arbeitsleistung zu erbringen ist 
(Mo. - Fr. / Mo. – Sa. etc.).  Eine Vollzeittä-
tigkeit umfasst regelmäßig eine Arbeitszeit 
von 40 Stunden in der Woche, wobei wie-
derum der Begriff keine Aussage über die 
Anzahl der Arbeitstage in der Woche trifft. 
Eine Teilzeittätigkeit liegt vor, wenn die 

Wochenarbeitszeit kürzer ist als die eines 
vergleichbaren Vollzeitbeschäftigten. Die 
Begriffe sind also nicht eindeutig bestimmt. 
Daher sollte in den Arbeitsverträgen soweit 
möglich eine genaue Beschreibung vorge-
nommen werden. Ist der Arbeitsvertrag un-
genau, kommt es darauf an, was Arbeitneh-
mer und Arbeitgeber bei Vertragsschluss 
wollten. Im Übrigen steht dem Arbeitgeber 
ein Weisungsrecht zu. Hierdurch können 
nach billigem Ermessen z. B. die Lage der 
Arbeitszeit bestimmt und auch geändert 
werden (Wochentage, täglicher Beginn und 
Ende etc.). 

c) Befristungen 

Ist die Befristung nur gesprochen, ist sie 
sogleich gebrochen! Eine Befristung des 
Arbeitsverhältnisses kann nur schriftlich 
erfolgen. Sonst entsteht kraft Gesetztes ein 
unbefristetes Arbeitsverhältnis. Bei der Ein-
haltung der Schriftform kann es zu schwer-
wiegenden Fehlern kommen, wenn nicht 
exakt gearbeitet wird: 

• Der Arbeitsvertrag und die Befris-
tung werden erst mündlich ge-
schlossen. Einige Tage später wird 
das bereits mündlich Vereinbarte 
in einem Arbeitsvertrag lediglich 
schriftlich niedergelegt.  
 
� Folge: Die Befristungsabrede ist 
unwirksam. 
 

• Der befristete Arbeitsvertrag soll 
noch einmal verlängert werden. Die 
schriftliche Vereinbarung über die 
Verlängerung wird erst nach Ab-
lauf der ersten Befristung getrof-
fen. Zwischenzeitlich hat der Arbeit-
nehmer daher schon einige Tag 
über das Fristende hinaus weiter 
gearbeitet. 
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� Folge: Die neue Befristung ist 
unwirksam! Es entsteht ein unbe-
fristetes Arbeitsverhältnis. 

Sachgrundlose oder begründete Befris-
tung? Der Unterschied ist gewaltig! Liegt 
ein Grund für die Befristung vor, kann der 
Arbeitsvertrag nahezu beliebig oft befristet 
und verlängert werden. Wenn kein Grund 
für die Befristung vorliegt, gibt es rechtli-
che Grenzen der Befristung: 

1. Ohne Grund kann nur bis zur Dauer 
von zwei Jahren befristet werden. 
 

2. Innerhalb der zwei Jahre kann nur 
höchstens eine dreimalige Ver-
längerung der Befristung erfolgen. 
 

3. Eine Befristung ohne Grund ist nicht 
möglich, wenn zuvor bei dem Ar-
beitgeber schon ein Arbeitsvertrag 
bestand (egal ob befristet oder un-
befristet). 

Achtung: Andere Regelungen gelten bei 
Gründung eines Unternehmens. Keine an-
dere Regeln gelten aber für Arbeitnehmer, 
die 52 Jahre und älter sind. Auch wenn im 
Gesetz etwas anderes steht. Die Regelung 
ist unwirksam, weil sie diese Menschen we-
gen des Alters diskriminiert. 

Ist die Befristung rechtsunwirksam, so gilt 
der befristete Arbeitsvertrag als auf unbe-
stimmte Zeit geschlossen. 

Wer die Unwirksamkeit einer Befristung 

geltend machen will, muss binnen  

3 Wochen nach deren Ablauf Klage 

beim Arbeitsgericht erheben 

 (Entfristungsklage)! 

B. Das aktive Arbeitsverhältnis 

1. Ausschlussfristen 

Dieses Thema sollte allen Arbeitnehmern 
bekannt sein. In den Arbeitsverträgen be-
finden sich häufig sog. Ausschlussfristen. 
Dies bedeutet, dass Ansprüche aus dem 
Arbeitsverhältnis (etwa Lohn, Urlaubsab-
geltung etc.) binnen einer sehr kurzen Zeit 
geltend gemacht werden müssen, da sie 
andernfalls „verjähren“. 

Diese Fristen betragen meist 3 Monate. Sie 
dürfen jedenfalls nicht kürzer sein, wenn 
kein Tarifvertrag Anwendung findet. 

In Arbeitsverträgen finden sich einstufige 
und zweistufige Ausschlussfristen. 

• Einstufige Ausschlussfristen verlan-
gen die Geltendmachung von An-
sprüche binnen einer Frist, entwe-
der durch schriftliche Anzeige 
beim Arbeitgeber oder Klageerhe-
bung. 
 

• Zweistufige Ausschlussfristen kom-
binieren beide Schritte der einstufi-
gen Ausschlussfrist. Der Anspruch 
muss hiernach zunächst schrift-
lich (1. Stufe) beim Arbeitgeber 
geltend gemacht werden und bei 
Ablehnung bzw. wenn keine Reak-
tion erfolgt, muss Klage vor dem 
Arbeitsgericht (2. Stufe) erhoben 
werden. 

Die Fristen beider Stufen betragen regel-
mäßig 3 Monate. Die Ausschlussfristen gel-
ten insbesondere auch für Überstunden-
zahlungen. Nicht aber für den gesetzli-
chen Mindestlohn. Wurde keine Aus-
schlussfrist vereinbart gilt die gesetzliche 
Verjährungsfrist von 3 Jahren. 

2. Ermahnung / Abmahnung 

Die Abmahnung dient dazu, den Arbeitneh-
mer wieder zu einem vertragsgemäßen 
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Verhalten anzuhalten. Meist dient sie als 
Vorbereitung für eine Kündigung, sollte 
sich die gleiche Vertragsverletzung wieder-
holen. 

Auch das unentschuldigte Fernbleiben 

von der Arbeit muss zunächst abge-

mahnt werden. Eine sofortige Kündi-

gung ist regelmäßig unwirksam. 

Die Abmahnung muss den Pflichtverstoß 
genau bezeichnen, den Arbeitnehmer zu 
einer Änderung seines Verhaltens auffor-
dern und Konsequenzen bei Wiederholun-
gen androhen. Eine Ermahnung ist weni-
ger als eine Abmahnung. Die Ermahnung 
hat keine unmittelbaren arbeitsvertragli-
chen Konsequenzen im Wiederholungsfall. 
Sie sollte aber dennoch ernst genommen 
werden. 

Eine zu Unrecht erteilte und in die Perso-
nalakte aufgenommene Abmahnung muss 
auf Verlangen aus der Personalakte ent-
fernt werden. Eine gerichtliche Durchset-
zung dieses Anspruches ist aber nicht im-
mer sinnvoll oder taktisch ratsam. 

3. Weisungsrecht 

Kein Arbeitsvertrag kann alle Eventualitä-
ten und Einzelheiten während des Arbeits-
verhältnisses regeln. Dies wäre auch viel-
fach unerwünscht. Innerhalb des vom Ar-
beitsvertrag gezeichneten Rahmens steht 
dem Arbeitgeber ein Direktionsrecht 
(Weisungsrecht) gegenüber dem Arbeit-
nehmer zu. Der Arbeitgeber bestimmt, 
„wie“, „wann“, „wo“ und „ob“ die Ar-
beitsleistung zu erbringen ist. 

Im Rahmen seines Direktionsrechts kann 
der Arbeitgeber den Arbeitnehmer auch an 
einen anderen Ort versetzen. Eine Verset-
zung kann deutschlandweit erfolgen. Auch 
die Arbeitszeiten können vom Arbeitgeber 

im Rahmen seines Direktionsrechtes geän-
dert werden, so wie auch die Verteilung der 
Arbeitstage in der Woche. Durch sog. Öff-
nungsklauseln im Arbeitsvertrag kann auch 
eine andere Arbeitstätigkeit zugewiesen 
werden, soweit diese den Fähigkeiten des 
Arbeitnehmers entspricht. Daher braucht 
sich der Arbeitnehmer nicht auf Tätigkeiten 
verweisen zu lassen, die nicht mehr seiner 
Qualifikation bzw. dem Inhalt seines Ar-
beitsvertrages entsprechen. 

Das Weisungsrecht umfasst die Befugnis 

zur Bestimmung des Inhaltes, des Ortes 

und der Zeit der Arbeitsleistung. Die 

Grenzen des Weisungsrechts finden sich 

unter anderem im Arbeitsvertrag. 

Ist das Weisungsrecht fehlerhaft ausgeübt 
worden muss der Arbeitnehmer der Wei-
sung nicht Folge leisten. Er behält aber sei-
nen Anspruch auf Lohnzahlung. Eine ört-
liche Versetzung des Arbeitnehmers an ei-
nen Arbeitsplatz außerhalb von Deutsch-
land ist nicht möglich. 

Die Grenzen und Befugnisse des Wei-
sungsrechts werden durch den Arbeitsver-
trag und die Gesetze bestimmt. 

C. Die Beendigung des Arbeits-

verhältnisses 

1. Kündigung 

Der Empfang der Kündigung muss nicht 
bestätigt werden! Seien Sie vorsichtig, 
wenn Sie etwas unterschreiben sollen. Sie 
müssen den Empfang nicht durch Ihre Un-
terschrift bestätigen. Der Arbeitgeber muss 
den Empfang beweisen. 

a) Kündigung durch den Arbeitnehmer 

Arbeitnehmer können das Arbeitsverhältnis 
generell mit einer Frist von vier Wochen 
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zum Fünfzehnten oder zum Ende eines 
Kalendermonats kündigen, wenn keine 
abweichenden vertraglichen Vereinbarun-
gen bestehen. Während einer Probezeit 
können der Arbeitnehmer und auch der Ar-
beitgeber das Arbeitsverhältnis sogar mit 
einer Frist von 2 Wochen kündigen. Wenn 
ein Tarifvertrag Anwendung findet, kann 
eine andere Regelung vereinbart werden. 
Eine relevante Ausnahme besteht für vo-
rübergehend eingestellt Aushilfen, es sei 
denn, das Arbeitsverhältnis wird über die 
Zeit von drei Monaten hinaus fortgesetzt. 

Längere Kündigungsfristen können hin-
gegen vereinbart werden. Dann darf aber 
die Kündigungsfrist für den Arbeitnehmer 
nicht länger sein als für den Arbeitgeber. 
Kündigungsfristen für beide Seiten von 
18 Monaten wurden schon als zulässig an-
gesehen. Die ordentliche Kündigung muss 
nicht begründet werden. Sie muss aber 
schriftlich erfolgen. Eine mündliche Kündi-
gung hat keine Wirkung, auch wenn dies in 
amerikanischen Filmen häufig zu sehen ist. 

i) ordentliche Kündigung des Arbeitnehmers 

Der Arbeitnehmer kann jederzeit Kündi-
gung. Einen Grund hierzu braucht er nicht. 

ii) fristlose Kündigung des Arbeitnehmers 

Auch der Arbeitnehmer kann, wenn ein er-
heblicher Grund hierfür vorliegt, das Ar-
beitsverhältnis fristlos kündigen. In der Pra-
xis kommt dies jedoch selten vor. In diesem 
Fall stellen sich auch Fragen über Scha-
densersatzansprüche gegen den Arbeitge-
ber. 

b) Kündigung durch den Arbeitgeber 

Grundsätzlich können Arbeitgeber das Ar-
beitsverhältnis ohne weitere vertragliche 
Vereinbarung generell mit einer Frist von 
vier Wochen zum Fünfzehnten oder zum 
Ende eines Kalendermonats kündigen. 
Dies gilt für Arbeitsverhältnisse, die weni-
ger als 2 Jahre bestanden.  

Wenn das Arbeitsverhältnis aber schon 2 
Jahre bestand, beträgt die Kündigungs-
frist 1 Monat zum Ende eines Kalender-
monats. Die Kündigungsfrist verlängert 
sich danach um jeweils einen Monat, wenn 
das Arbeitsverhältnis 5, 8 10, 12, 15 oder 
20 Jahre bestand. 

Bei der Berechnung kommt es immer auf 
den Tag an, an dem der Arbeitnehmer die 
Kündigung erhält. Nicht wann die Kündi-
gung das Arbeitsverhältnis beendet. 

i) ordentliche Kündigung 

Hier muss ein Unterschied für Kleinbe-
triebe gemacht werden. Kleinbetriebe sind 
solche Betriebe, die weniger als 11 Voll-
zeitbeschäftigte haben. Eine Vollzeitbe-
schäftigung besteht ab einer Beschäftigung 
von 40 Stunden pro Woche. 

In solchen Kleinbetrieben kann der Arbeit-
geber „grundlos“ das Arbeitsverhältnis 
kündigen. Nur bei Kündigungen, die sitten-
widrig sind oder gegen Treu und Glaube 
verstoßen, geht dies nicht. 

Liegt ein Kleinbetrieb nicht mehr vor, muss 
die Kündigung sozial gerechtfertigt sein. 
Dies ist der Fall, wenn die Kündigung durch 
Gründe, die in der Person (personenbe-

dingte Kündigung) oder in dem Verhalten 
(verhaltensbedingte Kündigung) des Ar-
beitnehmers liegen oder durch dringende 
betriebliche Erfordernisse (betriebsbe-

dingte Kündigung), die einer Weiterbe-
schäftigung des Arbeitnehmers in diesem 
Betrieb entgegenstehen, bedingt ist. 

Bei der Berechnung der Anzahl der Voll-
zeitbeschäftigten kommt es nicht auf die 
aktuelle Anzahl der Mitarbeiter bei Kündi-
gungsausspruch an. Es kommt auf die re-
gelmäßige Anzahl der beschäftigten Ar-
beitnehmer an. 

Bei der betriebsbedingten Kündigung muss 
eine Sozialauswahl durchgeführt werden. 
D. h. es soll der Arbeitnehmer gekündigt 
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werden, der die Kündigung am besten ver-
kraften kann. Die Auswahl beschränkt sich 
auf alle Arbeitnehmer, die eine vergleich-
bare Arbeitstätigkeit ausüben. Schon wenn 
keine Sozialauswahl durchgeführt wurde, 
ist die Kündigung unwirksam. 

Gründe müssen in der Kündigung nicht an-
gegeben werden, müssen aber auf Nach-
frage mitgeteilt werden. Die Kündigung 
muss schriftlich erfolgen. Zudem muss die 
richtige Person unterschrieben haben. Be-
reits hier läuft eine sehr kurze Frist von ca. 
1 Woche, in der dies gerügt werden muss. 

Die Kündigung ist unwirksam, wenn ein 

Vertreter ohne Nachweis seiner Vertre-

tungsmacht (durch originale Vollmacht) 

die Kündigung ausspricht und der Ar-

beitnehmer die Kündigung wegen der 

fehlenden Vorlage der Originalvollmacht 

unverzüglich zurückweist.  

ii) fristlose Kündigung 

Eine fristlose Kündigung ist nur aus einem 
wichtigen Grund möglich. Grundsätzlich 
muss vorher eine Abmahnung ausge-
sprochen worden sein. Pflichtverletzungen 
im sog. Vertrauensbereich führen jedoch 
generell sofort zur fristlosen Kündigung, 
eine vorherige Abmahnung ist nicht erfor-
derlich, zudem meist schädlich (Bsp.: Dieb-
stahl, Betrug, Unterschlagung, Körperver-
letzungen etc.).  

In solchen Fällen muss die Kündigung je-
doch binnen 2 Wochen nach Bekanntwer-
den des Vorfalles ausgesprochen werden. 
Wird die Frist verpasst, kann eine fristlose 
Kündigung nicht mehr ausgesprochen wer-
den. Der Beginn des Fristlaufes kann strei-
tig sein, wenn der Sachverhalt noch Aufklä-
rungen bedurfte. 

2. Mit die wichtigste Frist - Klagefrist für 

eine Kündigungsschutzklage 

Kündigungen können nur innerhalb einer 
Frist von 3 Wochen rechtlich angegriffen 
werden. In dieser Zeit muss der Arbeitneh-
mer (aber auch der Arbeitgeber, wenn der 
Arbeitnehmer kündigt) Klage beim zustän-
digen Arbeitsgericht erheben (Kündi-
gungsschutzklage). Die Frist beginnt mit 
Zustellung der Kündigungserklärung. 
Die Zustellung kann entweder durch per-
sönliche Aushändigung oder durch Einwurf 
der Kündigung in den Briefkasten erfolgen. 
Die Kündigungsschutzklage muss spätes-
tens am letzten Tag der Frist beim Arbeits-
gericht eingereicht werden. 

Es ist nicht möglich, diese Frist zu ver-
längern! 

Nur in besonderen Ausnahmefällen  kann 
eine nachträglich Zulassung der Klage 
auch nach Ablauf der Frist beantragt wer-
den. Hierauf sollte man es aber nicht an-
kommen lassen. 

Auch Verhandlungen mit dem Arbeitgeber 
haben keine Auswirkungen auf den Fristab-
lauf. Wird die Frist nicht eingehalten und 
geht die Klage zu spät beim Gericht ein, 
dann gilt die Kündigung kraft Gesetzes 
von Anfang an als rechtswirksam. Auch 
jede noch so offensichtlich rechtswidrige 
Kündigung gilt alleine durch den Fristablauf 
damit als rechtswirksam. 

Wer eine Kündigung nicht akzeptieren 

will, muss binnen 3 Wochen nach 

Zugang Kündigungsschutzklage beim 

Arbeitsgericht erheben! 

Es ist daher sehr wichtig, dass die Frist zur 
Klageerhebung um jeden Preis gewahrt 
wird. 
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3. Aufhebungsvertrag 

Vorsicht ist geboten bei der Unterzeich-
nung von Aufhebungsverträgen. Ein Aufhe-
bungsvertrag beendet das Arbeitsverhält-
nis meist rechtswirksam. Es ist rechtlich 
sehr schwierig, später einen Aufhebungs-
vertrag wieder zu beseitigen. Bei Aufhe-
bungsverträgen droht eine Sperrzeit für den 
Bezug von Leistungen der Arbeitsagentur. 
Auch die Höhe der Abfindung ist möglicher-
weise nur ein unteres Gebot und entspricht 
nicht der Verteilung der Risiken eines Pro-
zesses. Daher sollte man sich die notwen-
dige Bedenkzeit einräumen lassen und sich 
ggf. beraten lassen. Der einmal geschlos-
sene Aufhebungsvertrag kann regelmäßig 
nicht rückgängig gemacht werden. Der Auf-
hebungsvertrag muss schriftlich erfolgen, 
sonst ist er unwirksam. 


